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Antrag Nr. 09
der Fraktion ÖAAB/Christliche Gewerkschafter

an die 164. Vollversammlung
der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien

Verlängerung der Funktionsperiode des Betriebsrats auf 5 Jahre

Die Vollversammlung der Wiener Arbeiterkammer fordert den Gesetzgeber auf, das Arbeitsverfassungsgesetz dahingehend zu novellieren, dass die Funktionsperiode des Betriebsrats von 4 auf 5 Jahre verlängert wird – mit gleichzeitiger Verlängerung der Bildungsfreistellung von drei auf vier Wochen.
Begründung:

Der ÖGB hat bei seinem 17. Bundeskongress 2009 eine Verlängerung der Funktionsperiode auf fünf Jahre beschlossen. Seither haben alle Teilgewerkschaften die entsprechende Änderung ihrer Geschäftsordnungen umgesetzt. Die Bundesarbeitskammer und die Arbeiterkammern in den Ländern haben ausgehend von 1994 ihre jeweiligen Funktionsperioden auf fünf Jahre verlängert. Die Funktionsperioden der Personalvertretung in Bund und Ländern wurden per Gesetz ebenfalls sukzessive von vier auf fünf Jahre ausgedehnt. In acht Bundesländern wird der Landtag alle fünf Jahre gewählt, in Oberösterreich dauert die Funktionsperiode sechs Jahre. Seit 2008 müssen auch Nationalratswahlen spätestens alle fünf Jahre stattfinden.

Für eine Verlängerung der Funktionsperiode des Betriebsrats spricht:  mehr Kontinuität in der Betriebsratsarbeit und im Kollegialorgan, eine stabilere Arbeitsfähigkeit des Betriebsrats, neu gewählte Funktionär/innen haben durch die Zusammenarbeit mit erfahrenen Kolleg/innen länger Zeit sich einzuarbeiten, mehr Zeit für die Umsetzung längerfristig angelegter Projekte und Arbeitsprogramme. 
Mehr Stabilität und Kontinuität in die Arbeit der betrieblichen Interessensvertretung wollte der Gesetzgeber zuletzt bei der ArbVG-Novelle 1987 ermöglichen, als er die Betriebsratsperiode von damals drei auf vier Jahre verlängerte.   
Vor den entsprechenden Beschlüssen wurden jeweils Befürchtungen geäußert, eine Verlängerung der Funktionsperiode würde eine Schwächung der Interessensvertretung und einen Rückgang der Wahlbeteiligung bedeuten. Dass die Wahlbeteiligung generell rückläufig ist, ist eine nicht zu leugnende Tatsache. Die Ursache dafür ist aber nach Aussagen der Meinungsforschung und von Wahlanalytikern nicht in der Dauer der Funktionsperiode zu suchen. Und wie die eingangs erwähnten Beispiele zeigen, ist auch die jeweilige Körperschaft nicht durch Ausdehnung der Amts- / Funktionsperiode geschwächt worden. 
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